
 

  

S 12 KA 422/20

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Marburg
Sachgebiet Vertragsarztangelegenheiten
Abteilung -
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 12 KA 422/20
Datum 12.05.2021

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

1.Â Â  Â Die Klage wird abgewiesen.Â 
Â 
2.Â Â  Â Die KlÃ¤gerin hat die notwendigen Verfahrenskosten zu tragen.Â 
Â 
3.Â Â  Â Der Streitwert wird auf 2.338,16 â�¬ festgesetzt.Â 
Â 
Â Â 
T a t b e s t a n dÂ 
Â 
Die Beteiligten streiten um die Frage, ob der Honoraranspruch fÃ¼r die Teilnahme
am Ã�rztlichen Bereitschaftsdienst der Beklagten in HÃ¶he von 2.338,16 â�¬ fÃ¼r
das Quartal III/18 wegen verspÃ¤teter Einreichung der Abrechnungsunterlagen
verwirkt ist und zurÃ¼ckgefordert werden kann. Â 
Â 
Die KlÃ¤gerin ist FachÃ¤rztin fÃ¼r Innere Medizin. Sie ist nicht zur
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zugelassen. Seit dem Quartal I/18 nimmt sie am
Ã�rztlichen Bereitschaftsdienst der Beklagten (Ã�BD) teil. Im streitbefangenen
Quartal nahm sie am Ã�BD Offenbach Land (Standort C-Stadt) mit der BSNR XXX1
teil. Â 
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Â 
Die Beklagte erinnerte die KlÃ¤gerin unter Datum vom 06.11.2018 und 20.11.2018
nach Eingang der Abrechnungsunterlagen an die fehlende ErklÃ¤rung zur
Quartalsabrechnung fÃ¼r das streitbefangene Quartal. Â 
Â 
Bei der Beklagten ging am 24.11.2018 per Fax eine ErklÃ¤rung zur
Quartalsabrechnung fÃ¼r das streitbefangene Quartal ein. Â 
Â 
Die Beklagte wies die KlÃ¤gerin unter Datum vom 19.12.2018 darauf hin, dass ihr
weiterhin keine gÃ¼ltige QuartalserklÃ¤rung vorliegt. Sie habe die KlÃ¤gerin bereits
darauf hingewiesen, dass die Abrechnung ohne die vom verantwortlichen Arzt bzw.
psychologischen Psychotherapeut persÃ¶nlich unterzeichnete QuartalserklÃ¤rung
nicht vollstÃ¤ndig sei. Dies gelte auch fÃ¼r die Unterschrift des TrÃ¤gers. Â 
Â 
Die Beklagte schloss mit Bescheid vom 18.11.2019 die Abrechnungsunterlagen
fÃ¼r das streitbefangene Quartal III/18 fÃ¼r die BetriebsstÃ¤ttennummer XXX1 von
der Abrechnung aus. Die hierauf beruhenden HonoraransprÃ¼che seien verwirkt.
Der spÃ¤teste Abgabetermin fÃ¼r die Abrechnungsunterlagen sei der 10.10.2019
gewesen. Die KlÃ¤gerin habe fÃ¼r die Teilnahme am Ã�rztlichen
Bereitschaftsdienst die Stundenpauschalen in HÃ¶he von 2.408,00 â�¬ erhalten.
Sie fordere daher den Betrag in HÃ¶he von 2.338,16 â�¬ (gezahlte
Stundenpauschale nach Abzug der Verwaltungskosten) zurÃ¼ck. Â 
Â 
Hiergegen legte die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 18.12.2019 am 23.12.2019
Widerspruch ein. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, sie habe bisher nicht gewusst,
dass die QuartalserklÃ¤rung fehle. Nach telefonischer Auskunft solle sie
anscheinend im November und Dezember ein Schreiben Ã¼ber die Forderung
erhalten haben. Im November fehle ihr ein Brief. Sie wohne in einem Hochhaus, wo
regelmÃ¤Ã�ig Pakete verschwÃ¤nden und sie sich schon mehrfach darÃ¼ber
beschwert habe. Hauptberuflich arbeite sie als Internistin in der Klinik. Nebenbei
mache sie maximal drei Dienste im Monat im Ã�BD, das seien ausschlieÃ�lich
â��Sitz-Diensteâ��. Das heiÃ�e sie behandele jeden Patienten und gebe diese in
den Computer mit dem zustÃ¤ndigen Abrechnungsprogramm von der KV ein. Sie
mache keine eigene Abrechnung fÃ¼r einen Fahrdienst oder eigene Praxis. Sie
habe diesen Fehler bestimmt nicht absichtlich begangen und habe auch persÃ¶nlich
finanziell keinen Nutzen davon, dass sie etwas nicht einschicke. Ihre spÃ¤te Antwort
sei der Tatsache von Krankheit und einer FacharztprÃ¼fung am 11.12.2019
geschuldet. FÃ¼r sie sei diese Summe sehr schmerzlich, da sie seit Jahren ihre
Studienkredite abzahlen mÃ¼sse. Der Bescheid vom 18.11.2019 sei ihr nicht
zugegangen. Sie habe hiervon erstmals mit der Zahlungserinnerung der Beklagten
vom 09.12.2019 erfahren. Sie wohne in einem Hochhaus mit 16 Stockwerken und
mehreren hundert Wohnparteien. In der Vergangenheit sei es bereits hÃ¤ufiger zu
einem Postverlust gekommen. Sie kÃ¶nne sich noch sehr genau erinnern, die
ausgefÃ¼llte Quartalsbescheinigung fÃ¼r das Quartal III/18 zur Post gegeben zu
haben. Es sei auch nicht nachvollziehbar, weshalb sie nicht auf das Fehlen der
Quartalsbescheinigung hingewiesen worden sei. Â 
Â 
Die Beklagte Ã¼bersandte der KlÃ¤gerin am 12.05.2020 erneut den Bescheid, jetzt
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mit Datum vom 04.02.2020, wogegen die KlÃ¤gerin am 11.02.2020 und 18.05.2020
Widerspruch einlegte. Â 
Â 
Die Beklagte wies mit Widerspruchsbescheid vom 29.07.2020 (Aktenzeichen: XXX2)
die WidersprÃ¼che vom 18.12.2019 und 11.02.2020 gegen die Bescheide vom
18.11.2019 und 04.02.2020 als unzulÃ¤ssig zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte
sie aus, der per Einschreiben an die KlÃ¤gerin versandte Bescheid vom 04.02.2020
sei nicht abgeholt worden. Ein zulÃ¤ssiger Widerspruch kÃ¶nne nur innerhalb der
Frist von einem Monat erhoben werden, nachdem der entsprechende
Verwaltungsakt, also der RÃ¼ckforderungsbescheid, bekannt gegeben worden sei.
Ein vorsorglich eingelegter Widerspruch werde auch dann nicht zulÃ¤ssig, wenn ein
Verwaltungsakt spÃ¤ter ergehe, weil der Widerspruch eine Beschwer voraussetze,
die zum Zeitpunkt der Einlegung vorliegen mÃ¼sse. Zum Zeitpunkt der Einlegung
der WidersprÃ¼che am 18.12.2019 und 11.02.2020 hÃ¤tten der KlÃ¤gerin aber die
Bescheide vom 18.11.2019 und 04.02.2020 nicht vorgelegen. Â 
Â 
Die Beklagte wies mit weiterem Widerspruchsbescheid vom 29.07.2020
(Aktenzeichen: XXX3) den Widerspruch vom 18.05.2020 gegen den Bescheid vom
04.02.2020 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Darin fÃ¼hrte sie aus, die RÃ¼ckforderung
der Stundenpauschalen fÃ¼r das Quartal III/18 sei rechtmÃ¤Ã�ig, weil die KlÃ¤gerin
die QuartalserklÃ¤rung fÃ¼r das Quartal III/18 nicht ordnungsgemÃ¤Ã� eingereicht
habe und kein Grund fÃ¼r eine Ausnahmeregelung ersichtlich sei. GemÃ¤Ã� Â§ 7
Abs. 3 der BDO sei jeder Ã�BD-Arzt dazu verpflichtet, seine erbrachten Leistungen
vollstÃ¤ndig und ordnungsgemÃ¤Ã� nach dem jeweils geltenden EBM und den
sonstigen jeweils geltenden Vorschriften (z. B. der Abrechnungsrichtlinie der KVH)
gegenÃ¼ber der KV abzurechnen. Hierzu gehÃ¶re auch die Einreichung der
QuartalserklÃ¤rung nach Â§ 3 Nr. 1 der Abrechnungsrichtlinie. Eine
QuartalserklÃ¤rung fÃ¼r das Quartal III/18 sei lediglich per Fax am 24.11.2018 bei
ihr eingegangen. Ein Eingang des Originals sei hingegen nicht erfolgt. Ohne
QuartalserklÃ¤rung seien die Abrechnungsunterlagen nicht vollstÃ¤ndig. Auf den
vollstÃ¤ndigen Abrechnungsunterlagen beruhe nicht nur der Honoraranspruch fÃ¼r
die erbrachten Leistungen nach EBM (Â§ 7 Abs. 1 b und c BDO), sondern auch der
Honoraranspruch auf die Stundenpauschalen gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 a BDO. Nach Â§
2 Nr. 6 der Abrechnungsrichtlinien der KVH seien Abrechnungsunterlagen, die nicht
innerhalb von 12 Monaten nach dem in Â§ 2 Nr. 3 vorgeschriebenen Abgabetermin
eingereicht wÃ¼rden, von der Abrechnung ausgeschlossen. Hierauf beruhende
HonoraransprÃ¼che seien verwirkt. Die vollstÃ¤ndigen Abrechnungsunterlagen
hÃ¤tten spÃ¤testens bis zum 10.10.2019 eingereicht werden mÃ¼ssen. Die
notwendige Einreichung der QuartalserklÃ¤rung fÃ¼r das Quartal III/18 in
Papierform habe gefehlt, obwohl der KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 05.09.2018 die
personalisierte QuartalserklÃ¤rung fÃ¼r das Quartal III/18 mit der Bitte zugesandt
worden sei, die im Original unterschriebene QuartalserklÃ¤rung in Papierform bei
der KVH einzureichen. Auch auf ihre drei Erinnerungsschreiben mit der
Aufforderung, die gÃ¼ltige QuartalserklÃ¤rung fÃ¼r das Quartal III/18
nachzureichen, habe die KlÃ¤gerin keine ordnungsgemÃ¤Ã�e QuartalserklÃ¤rung
fÃ¼r dieses Quartal eingereicht. Die Unterschriftspflicht fÃ¼r die
QuartalserklÃ¤rung ergebe sich aus Â§ 35 Abs. 2 Satz 3 Bundesmantelvertrag-
Ã�rzte. Dieser regele, dass die Unterschrift des abrechnenden Arztes auf dem
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einzelnen der KV zu Ã¼bermittelnden Abrechnungsschein entfallen kÃ¶nne, wenn
er stattdessen eine SammelerklÃ¤rung abgebe, deren Wortlaut im Benehmen mit
den VerbÃ¤nden der Krankenkassen von der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung
festgelegt werde. Da es sich bei der SammelerklÃ¤rung um eine Urkunde handele,
mÃ¼sse diese in Papierform bei der KVH eingereicht werden. Da die Ã�bermittlung
der QuartalserklÃ¤rung per Fax am 24.11.2018 keine ordnungsgemÃ¤Ã�e
Einreichung sei und daher weiterhin keine gÃ¼ltige QuartalserklÃ¤rung vorgelegen
habe, sei die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 19.12.2018 letztmalig gebeten worden,
eine gÃ¼ltige QuartalserklÃ¤rung einzureichen. Ein Eingang der QuartalserklÃ¤rung
im Original liege nicht vor. Es liege im Verantwortungsbereich der KlÃ¤gerin,
sicherzustellen, dass diese bei ihr eingehe. Anhaltspunkte fÃ¼r eine Ausnahme
lÃ¤gen nicht vor. Die KlÃ¤gerin sei mit drei Erinnerungsschreiben vom 06.11.2018,
20.11.2018 und 19.12.2018 auf das Fehlen einer (ordnungsgemÃ¤Ã�en)
QuartalserklÃ¤rung fÃ¼r das Quartal III/18 aufmerksam gemacht worden. Es sei im
Ã�brigen nicht entscheidend, ob ihre Erinnerungsschreiben zugegangen seien.
Hierbei handelt es sich um einen reinen Service, der den Arzt jedoch nicht von der
eigenen Verantwortlichkeit fÃ¼r seine Abrechnung entbinde. Â 
Â 
Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 18.08.2020 zum Az.: S 12 KA 375/20, zunÃ¤chst
beschrÃ¤nkt auf den Widerspruchsbescheid vom 29.07.2020 mit dem Aktenzeichen:
XXX3, die Klage erhoben. Die KlÃ¤gerin hat mit Schriftsatz ihres
ProzessbevollmÃ¤chtigten vom 19.08.2020 klargestellt, dass sich die Klage auch
gegen den Widerspruchsbescheid vom 29.07.2020 mit dem Aktenzeichen: XXX2
richtet. Die Kammer hat mit Beschluss vom 09.09.2020 das Verfahren hinsichtlich
des Widerspruchsbescheides vom 29.07.2020 (Az.: XXX3) unter dem Az: S 12 KA
422/20 abgetrennt. Die KlÃ¤gerin hat am 14.04.2021 die Klage zum Az.: S 12 KA
375/20 zurÃ¼ckgenommen. Â 
Â 
Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt vor, sie habe die QuartalserklÃ¤rung fÃ¼r das Quartal III/18
ordnungsgemÃ¤Ã� eingereicht. Dass diese der Beklagten nicht zugegangen sei,
habe die KlÃ¤gerin nicht zu verantworten. UnabhÃ¤ngig hiervon wÃ¤re die Beklagte
verpflichtet gewesen, sie sowohl auf den Umstand, dass die Quartalsabrechnung
â�� anders als in den vorangegangenen Quartalen â�� nicht fristgerecht
eingegangen sei, hinzuweisen ebenso wie auf den Umstand, dass vorliegend eine
Nachfrist gesetzt worden sei, binnen derer die Quartalsabrechnung hÃ¤tte
nachgereicht werden kÃ¶nnen. Es bestehe daher ein Anspruch auf sozialrechtliche
Herstellung, hilfsweise aus Amtshaftung. Jedenfalls aber hÃ¤tte die Beklagte nach
Â§ 2 Nr. 6 Satz 3 der Abrechnungsrichtlinie vorliegend als Einzelfallentscheidung
eine Ausnahme zulassen und eine RÃ¼ckforderung der Stundenpauschalen sowie
einen Ausschluss der Abrechnungsunterlagen verhindern mÃ¼ssen. Der Vorstand
der Beklagten habe dies nicht getan. Es sei nicht ersichtlich, dass der Vorstand der
Beklagten hier ein Ermessen tatsÃ¤chlich ausgeÃ¼bt haben sollte. Von einem
vollstÃ¤ndigen Ermessensausfall, zumindest aber von einem
Ermessensfehlgebrauch sei hier auszugehen. Die drei Erinnerungsschreiben habe
sie nicht erhalten. Â 
Â 
Die KlÃ¤gerin beantragt,Â 
Â 
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den Bescheid der Beklagten vom 04.02.2020 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29.07.2020 (Az. XXX3) aufzuheben.Â 
Â 
Die Beklagte beantragt, Â 
Â 
die Klage abzuweisen. Â 

Sie trÃ¤gt unter teilweiser Wiederholung ihrer AusfÃ¼hrungen in dem
angefochtenen Widerspruchsbescheid vor, sie habe den Bescheid vom 04.02.2020
zunÃ¤chst an die KlÃ¤gerin selbst versandt, da eine Vollmacht des
ProzessbevollmÃ¤chtigten noch nicht vorgelegen habe. Mit Schreiben vom
05.09.2018 habe sie auf die Einreichung der QuartalserklÃ¤rung in Papierform im
Original und unterschrieben hingewiesen. Ein Adressblatt sei mitgeschickt worden.
Den Schreiben vom 06.11.2018, 20.11.2018 und 19.12.2018 sei ein adressierter
Briefumschlag beigefÃ¼gt gewesen. Sie habe mehrfach auf die notwendige
Einreichung der QuartalserklÃ¤rung hingewiesen. Aus der FaxÃ¼bersendung folge,
dass eines ihrer Schreiben die KlÃ¤gerin Ã¼berreicht haben mÃ¼sse. Der Bescheid
vom 04.02.2020 sei zunÃ¤chst an die KlÃ¤gerin selbst Ã¼bersandt worden, da bis
dahin eine Vollmacht ihres ProzessbevollmÃ¤chtigten nicht vorgelegen habe. Â 
Â 
Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Ã¼brigen Inhalt der Gerichts- und
beigezogenen Verwaltungsakte Bezug genommen.Â 
Â 
Â 
E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e
Â 
Die Kammer konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid nach 
Â§ 105 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG entscheiden. Die Sache hat keine
Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art, und der Sachverhalt ist
geklÃ¤rt. Die Kammer hat die Beteiligten hierzu mit VerfÃ¼gung vom 26.03.2021
angehÃ¶rt. Â 
Â 
Die Klage ist zulÃ¤ssig, da sie form- und fristgerecht bei dem zustÃ¤ndigen
Sozialgericht erhoben worden ist. Â 
Â 
Die Klage ist aber unbegrÃ¼ndet. Der Bescheid der Beklagten vom 04.02.2020 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29.07.2020 (Az. XXX3) ist rechtmÃ¤Ã�ig
und war nicht aufzuheben. Die Klage war daher abzuweisen.Â 
Â 
Nachdem die Beklagte den Bescheid vom 04.02.2020 mit Schreiben vom
12.05.2020 an den ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin Ã¼bersandt hatte, legte
dieser fÃ¼r die KlÃ¤gerin am 18.05.2020 Widerspruch ein. Dieser Widerspruch ist
Gegenstand des Widerspruchsbescheides vom 29.07.2020 (Az. XXX2). Â 
Â 
Der Bescheid der Beklagten vom 04.02.2020 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29.07.2020 (Az. XXX2) ist rechtmÃ¤Ã�ig. Die
Beklagte hat zu Recht die Abrechnungsunterlagen fÃ¼r das streitbefangene Quartal
III/18 fÃ¼r die BetriebsstÃ¤ttennummer XXX1 von der Abrechnung ausgeschlossen
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und die Stundenpauschalen in HÃ¶he von 2.408,00 â�¬ bzw. in HÃ¶he von
2.338,16 â�¬ netto fÃ¼r die Teilnahme am Ã�rztlichen Bereitschaftsdienst
zurÃ¼ckgefordert. Â 
Â 
Die Abrechnungsunterlagen fÃ¼r das streitbefangene Quartal III/18 sind nicht
innerhalb der maÃ�geblichen Frist vollstÃ¤ndig bei der Beklagten eingegangen. Die
ErklÃ¤rung zur Quartalsabrechnung (Abrechnungs-SammelerklÃ¤rung) ist Teil der
einzureichenden Abrechnungsunterlagen. Die ErklÃ¤rung zur Quartalsabrechnung
ist im Original, d. h. in Papierform einzureichen. Eine Einreichung per Telefax reicht
nicht aus. Dies gilt auch fÃ¼r die TÃ¤tigkeit im Ã�rztlichen Bereitschaftsdienst, da
es sich hierbei um eine vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit handelt und die KlÃ¤gerin als
NichtvertragsÃ¤rztin sich mit der Geltung dieser Regelungen einverstanden erklÃ¤rt
hat. Â 
Â 
Nach dem ab 01.07.2018 Bundesmantelvertrag â�� Ã�rzte (im Folgenden: BMV-Ã�)
hat der Vertragsarzt bei der Ausstellung von Vordrucken die dazu gegebenen
ErlÃ¤uterungen zur Vordruckvereinbarung zu beachten. Vordrucke und
Bescheinigungen sind vollstÃ¤ndig und leserlich auszufÃ¼llen, mit dem
Vertragsarztstempel zu versehen und vom Arzt persÃ¶nlich zu unterzeichnen. Die
Unterschrift des abrechnenden Arztes auf dem einzelnen der KassenÃ¤rztlichen
Vereinigung zu Ã¼bermittelnden Abrechnungsschein kann entfallen, wenn er
stattdessen eine SammelerklÃ¤rung abgibt, deren Wortlaut im Benehmen mit den
VerbÃ¤nden der Krankenkassen von der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung festgelegt
wird (Â§ 35 Abs. 2 BMV-Ã�)Â 
Â 
FÃ¼r die Frage, ob eine Honorarabrechnung unrichtig erstellt und abgegeben und
der auf ihr beruhende Honorarbescheid deshalb ebenfalls unrichtig, d. h.
rechtswidrig ist, hat die ErklÃ¤rung des Vertragsarztes Ã¼ber die
ordnungsgemÃ¤Ã�e Erbringung und Abrechnung der geltend gemachten
Leistungen eine grundlegende Bedeutung. Nach Â§ 35 Abs. 2 Satz 3 BMV-Ã� ist die
Abgabe einer â�� ordnungsgemÃ¤Ã�en â�� Abrechnungs-SammelerklÃ¤rung eine
eigenstÃ¤ndige Voraussetzung fÃ¼r die Entstehung des Anspruchs eines
Vertragsarztes auf VergÃ¼tung der von ihm erbrachten Leistungen. Mit ihr
garantiert der Vertragsarzt, dass die Angaben auf den von ihm eingereichten
Behandlungsausweisen (bzw. â�� heute -: DatentrÃ¤gern) zutreffen. Diese
Garantiefunktion ist gerade wegen der aufgrund des Sachleistungsprinzips im
Vertragsarztrecht auseinanderfallenden Beziehungen bei der Leistungserbringung
(VerhÃ¤ltnis Arzt zum Patienten) und der VergÃ¼tung (VerhÃ¤ltnis Arzt zur
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung) und den damit verbundenen Kontrolldefiziten
unverzichtbar. Die Richtigkeit der Angaben auf den Behandlungsausweisen kann
nur in engen Grenzen Ã¼berprÃ¼ft werden, und Kontrollen sind mit erheblichem
Aufwand und unsicheren Ergebnissen verbunden. Das System der Abrechnung
beruht deshalb in weitem MaÃ�e auf dem Vertrauen, dass der Arzt die
Behandlungsausweise zutreffend ausfÃ¼llt bzw. durch sein Personal ausfÃ¼llen
lÃ¤sst. Insoweit kommt der Abrechnungs-SammelerklÃ¤rung als Korrelat fÃ¼r das
Recht des Arztes, allein aufgrund eigener ErklÃ¤rungen Ã¼ber Inhalt und Umfang
der von ihm erbrachten Leistungen einen Honoraranspruch zu erwerben, eine
entscheidende Funktion bei der Ã�berprÃ¼fung der Abrechnung zu. Es ist deshalb
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nicht zu beanstanden, wenn in den BundesmantelvertrÃ¤gen die ordnungsgemÃ¤Ã�
â�� d. h. jedenfalls aus der subjektiven Perspektive eines redlichen Teilnehmers am
Rechtsverkehr, also nach bestem Wissen und Gewissen â�� erstellte Abrechnungs-
SammelerklÃ¤rung als eigenstÃ¤ndige Voraussetzung fÃ¼r das Entstehen des
Honoraranspruchs bestimmt worden ist (vgl. BSG, Urt. v. 17.09.1997 â�� 6 RKa
86/95 â�� SozR 3-5550 Â§ 35 Nr. 1, juris Rdnr. 19). Â 
Â 
In den Abrechnungsrichtlinien der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung Hessen, gÃ¼ltig
ab dem 3. Quartal 2016 (im Folgenden: ARL), werden die Einzelheiten der
Abrechnung vertragsÃ¤rztlicher Leistungen geregelt. Sie sind fÃ¼r alle im Bereich
der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung Hessen zugelassenen VertragsÃ¤rzte,
psychologischen Psychotherapeuten, Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten,
Medizinischen Versorgungszentren, angestellten Ã�rzte sowie die ermÃ¤chtigten
Ã�rzte, psychologischen Psychotherapeuten, Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten, die ermÃ¤chtigten Ã¤rztlich geleiteten
Einrichtungen und die in NotfÃ¤llen in Anspruch genommenen Ã�rzte, die nicht an
der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung teilnehmen, sowie die Laborgemeinschaften
verbindlich (PrÃ¤ambel Satz 2 ARL). Im Ã�brigen folgt die Verbindlichkeit bereits
aus dem Rechtscharakter der ARL als Satzung der Beklagten. Â 
Â 
Im Rahmen der Abgabe der Abrechnung bestÃ¤tigt der Arzt bzw. Psychotherapeut
mit der ErklÃ¤rung zur Quartalsabrechnung, dass die zur Abrechnung eingereichten
Leistungen nach den gesetzlichen und vertraglichen Bestimmungen erbracht
worden sind, notwendig waren und die eingereichte Abrechnung sachlich richtig
und vollstÃ¤ndig ist (Â§ 3 Nr. 1 ARL). Â 
Â 
Die Abrechnungsunterlagen sind vollstÃ¤ndig, spÃ¤testens 10 Tage nach Ende des
Abrechnungsquartals bei der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung Hessen einzureichen.
Die KassenÃ¤rztliche Vereinigung Hessen kann gestatten, dass ein Arzt bzw.
Psychotherapeut innerhalb der ersten 6 Wochen nach Ende eines
Abrechnungsquartals seine bereits eingereichten Abrechnungsunterlagen berichtigt.
Die Berichtigung ist schriftlich zu beantragen. In begrÃ¼ndeten EinzelfÃ¤llen kann
die KassenÃ¤rztliche Vereinigung Hessen auf Antrag, soweit die Bearbeitung der
Abrechnung nicht beeintrÃ¤chtigt wird, eine nachtrÃ¤gliche Berichtigung der
Abrechnungsunterlagen Ã¼ber den Zeitraum von 6 Wochen hinaus gestatten (Â§ 2
Nr. 3 ARL).Â 
Â 
Abrechnungsunterlagen, die nicht innerhalb von 12 Monaten nach dem in Â§ 2 Nr. 3
vorgeschriebenen Abgabetermin eingereicht werden, sind von der Abrechnung
ausgeschlossen. Hierauf beruhende HonoraransprÃ¼che sind verwirkt. In
begrÃ¼ndeten, nicht vom Arzt bzw. Psychotherapeuten zu vertretenden
EinzelfÃ¤llen kann der Vorstand der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung Hessen
Ausnahmen zulassen. Abrechnungsunterlagen, die nicht den gesetzlichen oder
vertraglichen Grundlagen sowie den Abrechnungsvorgaben der KassenÃ¤rztliche
Vereinigung Hessen entsprechen, sind von der laufenden Abrechnung
ausgeschlossen. Sie werden zur Korrektur an die Praxis zurÃ¼ckgereicht. Hierdurch
werden keine neuen Fristen nach Â§ 2 in Gang gesetzt (Â§ 2 Nr. 6 ARL). Â 
Â 
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Diese Regelungen hat die Beklagte zutreffend angewandt, was im Ã�brigen auch
zwischen den Beteiligten nicht umstritten ist.Â 
Â 
Ein Anspruch auf eine Ausnahmeregelung besteht nicht. Â 
Â 
In begrÃ¼ndeten, nicht vom Arzt bzw. Psychotherapeuten zu vertretenden
EinzelfÃ¤llen kann der Vorstand der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung Hessen
Ausnahmen zulassen (Â§ 2 Nr. 6 Satz 3 ARL). Hierzu hat die KlÃ¤gerin nichts
vorgetragen. GrÃ¼nde hierfÃ¼r sind nicht ersichtlich. Ein begrÃ¼ndeter Einzelfall
kÃ¶nnte nur aus BilligkeitsgrÃ¼nden angenommen werden. Es mÃ¼ssten dann
GrÃ¼nde im Sinne eines HÃ¤rtefalls vorliegen, wenn der KlÃ¤gerin die verspÃ¤tete
Einreichung nicht zuzurechnen wÃ¤re oder der Ausschluss von der Abrechnung zu
einer unzumutbaren HÃ¤rte fÃ¼hren wÃ¼rde. Die Einreichung per Telefax zeigt,
dass der KlÃ¤gerin die Nachreichung innerhalb der Jahresfrist jedenfalls mÃ¶glich
war. Soweit sie die Ã�bersendung im Original unterlassen hat, kann dies darauf
hindeuten, dass sie die Abrechnungsvorgaben missachtet oder sich mit diesen nicht
hinreichend vertraut gemacht hat. Soweit sie das Original an die Beklagte versandt
hat, fehlt hierfÃ¼r ein Nachweis fÃ¼r den Zugang der Beklagten. Insofern hÃ¤tte
die KlÃ¤gerin jedenfalls Nachfrage bei der Beklagten nach dem Honorarbescheid
halten kÃ¶nnen. Dies muss sie sich selbst zurechnen lassen. Von daher liegt auch
weder ein Ermessensnichtgebrauch noch ein Ermessensfehlgebrauch vor. Mangels
Vorliegens der tatbestandlichen Voraussetzungen war die AusÃ¼bung von
Ermessen schon nicht erÃ¶ffnet. Â 
Â 
Das Bundessozialgericht hat bereits wiederholt entschieden, dass
Abrechnungsfristen grundsÃ¤tzlich und die Sanktionierung von
FristÃ¼berschreitungen durch HonorarabzÃ¼ge rechtmÃ¤Ã�ig sind. Die Aufnahme
solcher Bestimmungen in den HonorarverteilungsmaÃ�stab sind von der
Rechtsgrundlage des Â§ 85 Abs. 4 Satz 2 SGB V gedeckt. Solche Regelungen sind
deshalb gerechtfertigt, weil die Honorierung der in einem Quartal erbrachten
Leistungen mÃ¶glichst aus dem fÃ¼r dieses Quartal zur VerfÃ¼gung stehenden
GesamtvergÃ¼tungsvolumen zu erfolgen hat, nachtrÃ¤gliche Honorierungen dem
Ziel zÃ¼giger und zeitgerechter Honorierung zuwiderlaufen sowie zusÃ¤tzlichen
Verwaltungsaufwand erfordern. Durch diese Ziele ist der mit dem
Abrechnungsausschluss verbundene Eingriff grundsÃ¤tzlich verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig
und stellt eine rechtmÃ¤Ã�ige BerufsausÃ¼bungsregelung im Sinne des Art. 12
Abs. 1 Satz 2 GG dar (vgl. BSG, Urt. v. 29.08.2007 â�� B 6 KA 29/06 R â�� SozR
4-2500 Â§ 85 Nr. 37, juris Rdnr. 11 m.w.N.; BSG, Beschl. v. 19.02.2014 â�� B 6 KA
42/13 B â�� juris Rdnr. 9; BSG, Beschl. v. 12.12.2018 â�� B 6 KA 38/18 B â�� juris
Rdnr. 12 f.). Lediglich sehr kurze Fristen sind von der ErmÃ¤chtigungsgrundlage
nicht gedeckt. VertragsÃ¤rzte, die auf Grund eines Versehens oder einer
mÃ¶glicherweise nicht sofort erkennbaren StÃ¶rung im elektronischen
Ã�bermittlungssystem oder in der praxiseigenen Software einen grÃ¶Ã�eren Teil
ihrer Abrechnungen nicht zu dem von der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung gesetzten
Termin innerhalb der ersten zwei Wochen des neuen Quartals vorlegen, laufen
Gefahr, keinerlei VergÃ¼tung ihrer vertragsÃ¤rztlichen Leistungen zu erhalten.
Solche Auswirkungen einer nicht weiter differenzierten und abgestuften
Ausschlussfrist sind durch die ErmÃ¤chtigungsgrundlage des Â§ 85 Abs. 4 SGB V
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nicht gedeckt und stellen zugleich eine unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ige EinschrÃ¤nkung des
durch Art 12 Abs. 1 Satz 2 GG geschÃ¼tzten Rechts der VertragsÃ¤rzte auf eine
Honorierung ihrer Leistungen dar (vgl. BSG, Urt. v. 22.06.2005 â�� B 6 KA 19/04 R
â�� SozR 4-2500 Â§ 85 Nr. 19, juris Rdnr. 25). Ein endgÃ¼ltiger Honorarausschluss
steht aber nicht stets unter dem Vorbehalt lediglich geringer wirtschaftlicher
Auswirkungen, sondern bei ausreichend langen Fristen kann er trotz im Einzelfall
mÃ¶glicherweise gravierender Folgen als noch verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ige Ausgestaltung
bewertet werden (vgl. BSG, Beschl. v. 29.08.2007 â�� B 6 KA 48/06 B â�� juris
Rdnr. 13). Eine neunmonatige Ausschlussfrist ist nicht unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig kurz
(vgl. BSG, Beschl. v. 12.12.2018 â�� B 6 KA 38/18 B â�� juris Rdnr. 13), ebenso
wenig eine Frist von einem Jahr (vgl. BSG, Beschl. v. 29.08.2007 â�� B 6 KA 48/06 B
â�� juris Rdnr. 13) oder eine lÃ¤ngste Abrechnungsfrist auf den Ablauf des achten
Quartals nach dem Leistungsquartal (vgl. BSG, Urt. v. 29.08.2007 â�� B 6 KA 29/06
R â�� SozR 4-2500 Â§ 85 Nr. 37, juris Rdnr. 12). Â 
Â 
Solche Regelungen kÃ¶nnen auch von der Vertreterversammlung der Beklagten als
Satzung beschlossen werden (vgl. LSG Hessen, Urt. v. 08.06.2011 â�� L 4 KA 75/10
â�� juris Rdnr. 25 ff.). Die Beklagte, insb. ihre Vertreterversammlung ist nach Â§ 79
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB V zum Erlass der ARL als Satzung berechtigt. Mit der
ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die sonstige autonome Rechtsetzung steht der
Vertreterversammlung neben dem Erlass der Satzung im formellen Sinn auch die
Befugnis zur autonomen Rechtsetzung mit Verbindlichkeit fÃ¼r ihre Mitglieder zu
(vgl. Steinmann-Munzinger, jurisPK-SGB V, 4. Auflage 2020, Stand: 15.06.2020, Â§
79 SGB V, Rdnr. 28). Die ARL regelt die ModalitÃ¤ten der Abrechnung, die in das
Aufgabengebiet der Beklagten gehÃ¶rt (Â§ 85 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 SGB V). Â 
Â 
Die KlÃ¤gerin hat die ErklÃ¤rung zur Quartalsabrechnung nur per Telefax
eingereicht. Das reicht nicht aus. Die ErklÃ¤rung zur Quartalsabrechnung ist im
Original, d. h. in Papierform einzureichen. Â 
Â 
Aus Â§ Â§ 35 Abs. 2 Satz 3 BMV-Ã� folgt, dass die ErklÃ¤rung in Schriftform
abzugeben ist. Dies folgt auch aus dem Formular selbst, das die Unterschrift des
Vertragsarztes erfordert. Die Festlegung des Wortlauts der
AbrechnungssammelerklÃ¤rung durch die KassenÃ¤rztliche Vereinigung nach Â§ 35
Abs. 2 Satz 3 BMV-Ã� hat normativen Charakter (vgl. LSG Baden-WÃ¼rttemberg,
Urt. v. 28.10.2020 â�� L 5 KA 2789/17 â�� juris Rdnr. 37). Es ist nicht ersichtlich,
dass es am Benehmen mit den VerbÃ¤nden der Krankenkassen fehlen sollte.Â 
Â 
Ist durch Gesetz schriftliche Form vorgeschrieben, so muss die Urkunde von dem
Aussteller eigenhÃ¤ndig durch Namensunterschrift oder mittels notariell
beglaubigten Handzeichens unterzeichnet werden (Â§ 126 BGB). Â§ 126 BGB ist
Ã¼ber Â§ 69 Abs. 1 Satz 3 SGB V entsprechend anwendbar. Â 
Â 
Soweit im Zivilrecht fÃ¼r die Schriftform nach Â§ 126 Abs. 1 BGB die Ã�bermittlung
einer empfangsbedÃ¼rftigen WillenserklÃ¤rung per Telegramm oder Telefax nicht
ausreichend ist, denn die eigenhÃ¤ndige Unterschrift befindet sich lediglich auf dem
Original des Absenders, nicht aber â�� wie bei empfangsbedÃ¼rftigen
WillenserklÃ¤rungen erforderlich â�� auf der dem EmpfÃ¤nger zugegangenen Kopie
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(vgl. BAG, Urt. v. 17.12.2015 â�� 6 AZR 709/14 â�� BAGE Â Â  Â 154, 40, juris Rdnr.
47 f.; Junker in: Herberger/Martinek/RÃ¼Ã�mann/Weth/WÃ¼rdinger, jurisPK-BGB, 9.
Aufl., Â§ 126 BGB , Rn. 38), gilt dies nicht zwangslÃ¤ufig fÃ¼r den Ã¼brigen
Rechtsverkehr. Â 
Â 
Wenn eine verwaltungsrechtliche Vorschrift vorsieht, dass eine ErklÃ¤rung der
Schriftform bedarf, hat dies allerdings nicht ohne weiteres zur Folge, dass Â§ 126
Abs. 1 BGB entsprechend heranzuziehen ist. Soweit es sich um ErklÃ¤rungen in
einem Verwaltungsverfahren handelt, sind grundsÃ¤tzlich die im Vergleich zu Â§
126 BGB in vielen Beziehungen groÃ�zÃ¼gigeren Anforderungen maÃ�geblich, die
sich in der Rechtsprechung fÃ¼r schriftliche ErklÃ¤rungen innerhalb eines
Gerichtsverfahrens entwickelt haben (vgl. Â§ 130 Nr. 6 ZPO).Â 
Danach ist eine Ã�bermittlung per Telefax zur Wahrung der Schriftform jedenfalls
dann ausreichend, wenn als Vorlage fÃ¼r den Versand ein unterschriebenes
Original eingesetzt wird (vgl. nur GmS-OGB, Beschl. v. 05.04.2000 â�� GmS-OGB
1/98 â�� SozR 3-1750 Â§ 130 Nr. 1). Auch soweit es sich um ErklÃ¤rungen
materiellrechtlichen Charakters handelt, ist Â§ 126 Abs. 1 BGB nicht ohne weiteres
entsprechend anwendbar. FÃ¼r Ã¶ffentlich-rechtliche VertrÃ¤ge, die gemÃ¤Ã� Â§
56 SGB X der Schriftform unterliegen, ist die Vorschrift kraft der generellen
Verweisung auf die Bestimmungen des BÃ¼rgerlichen Gesetzbuchs in Â§ 61 Satz 2
SGB X zwar grundsÃ¤tzlich heranzuziehen. FÃ¼r einseitige ErklÃ¤rungen richten
sich die Formerfordernisse hingegen grundsÃ¤tzlich nach dem Sinn und Zweck der
jeweiligen Vorschrift. FÃ¼r ErklÃ¤rungen, die auf die BegrÃ¼ndung, Ã�nderung
oder Beendigung eines privatrechtlichen RechtsverhÃ¤ltnisses gerichtet sind, und
fÃ¼r geschÃ¤ftsÃ¤hnliche Handlungen, die eine solche Rechtsfolge auslÃ¶sen,
gelten die Anforderungen des Â§ 126 BGB indes auch dann, wenn das
Schriftformerfordernis in einer verwaltungsrechtlichen Regelung enthalten ist (vgl.
BGH, Beschl. v. 12.11.2019 â�� EnVR 108/18 â�� juris Rdnr. 18 m.w.N.). Soweit das
in Â§ 126 BGB vorgesehene Formerfordernis auf WillenserklÃ¤rungen beschrÃ¤nkt
ist, zielen diese auf die BegrÃ¼ndung, inhaltliche Ã�nderung oder Beendigung von
RechtsverhÃ¤ltnissen (BVerwG, Beschl. v. 18.08.2010 â�� 6 P 15/09 â�� BVerwGE
137, 346, juris Rdnr. 26; fÃ¼r den Verzicht auf die Zulassung vgl. LSG Hamburg,
Urt. v. 20.05.2015 â�� L 5 KA 50/13 â�� juris Rdnr. 33). Â 
Â 
Bei der Abrechnungs-SammelerklÃ¤rung handelt es sich um eine WillenserklÃ¤rung
des Vertragsarztes, mit der er die Richtigkeit seiner Abrechnung bestÃ¤tigt. Diese
WillenserklÃ¤rung ist eine eigenstÃ¤ndige Voraussetzung fÃ¼r den
VergÃ¼tungsanspruch, es handelt sich nicht um eine bloÃ�e Obliegenheit. Sie hat
unmittelbare Auswirkungen auf das materiellrechtliche VerhÃ¤ltnis zwischen dem
Vertragsarzt bzw. dem hier gleichgestellten, lediglich am Ã�rztlichen
Bereitschaftsdienst teilnehmenden Arzt und der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung. Â 
Â 
Von daher reichte die Ã�bersendung der Abrechnungs-SammelerklÃ¤rung per
Telefax innerhalb der Abrechnungsfristen nicht aus. Das Original der Abrechnungs-
SammelerklÃ¤rung hat die KlÃ¤gerin aber innerhalb der Fristen nicht eingereicht. Â 
Â 
Die Beklagte war auch nicht verpflichtet, die KlÃ¤gerin an die Abgabe zu erinnern.
Die Verpflichtung zur Abgabe der Abrechnungs-SammelerklÃ¤rung folgt bereits aus
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den genannten Vorschriften. Zudem Ã¼bersendet die Beklagte den VertragsÃ¤rzten
und den Ã�rzten im Ã�rztlichen Bereitschaftsdienst quartalsweise ein Formular der
Abrechnungs-SammelerklÃ¤rung mit einem Adressfeld zur RÃ¼ckgabe. Weitere
Erinnerungen, wenn auch sinnvoll, sind rechtsverbindlich nicht vorgegeben. Von
daher kann dahinstehen, ob die Erinnerungsschreiben der Beklagten die KlÃ¤gerin
erreicht haben. Â 

Besondere Hinweispflichten bestanden nicht. Solche sind gesetzlich nicht normiert.
Entsprechende Regelungen nach dem Sozialgesetzbuch (Â§Â§ 13, 14 SGB I) gelten
nur fÃ¼r SozialrechtstrÃ¤ger, zu denen die Beklagte nicht zÃ¤hlt. Insofern gelten
nicht die Regeln fÃ¼r SozialrechtstrÃ¤ger und besteht kein sozialrechtlicher
Herstellungsanspruch.Â 
Â 
Nach der Rechtsprechung des LSG Hessen, von der abzuweichen die Kammer hier
keine Veranlassung hat, gehÃ¶rt eine KassenÃ¤rztliche Vereinigung nicht zu den
LeistungstrÃ¤gern nach Â§ 12 des Ersten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB I)
und dienen die HonoraransprÃ¼che der Kassen- bzw. VertragsÃ¤rzte nicht der
Verwirklichung ihrer sozialen Rechte im Sinne des Â§ 11 SGB I. Vielmehr handelt es
sich insoweit um VergÃ¼tungsansprÃ¼che fÃ¼r erbrachte Leistungen. Das auf
mitgliedschaftlicher Beziehung beruhende VerhÃ¤ltnis des Vertragsarztes zu seiner
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung unterscheidet sich wesentlich von dem
RechtsverhÃ¤ltnis eines mÃ¶glichen LeistungsempfÃ¤ngers gegenÃ¼ber einem
SozialleistungstrÃ¤ger i. S. des Â§ 12 SGB I (vgl. LSG Hessen, Urt. v. 14.12.2005 â��
L 4 KA 41/05 â�� juris Rdnr. 20; im Anschluss hieran SG Marburg, Gerichtsb. v.
02.11.2020 â�� S 12 KA 252/19 â�� juris Rdnr. 27; SG Marburg, Urt. v. 05.10.2011
â�� S 12 KA 403/11 â�� juris Rdnr. 24; SG Marburg, Urt. v. 05.10.2011 â�� S 12 KA
397/11 â�� juris Rdnr. 24; SG Marburg, Urt. v. 07.03.2007 â�� S 12 KA 36/06 â��
juris Rdnr. 20). Dies gilt im Grundsatz auch fÃ¼r das VerhÃ¤ltnis zwischen nicht zur
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zugelassenen Ã�rzten, die am Ã�rztlichen
Bereitschaftsdienst der Beklagten teilnehmen. Â 
Â 
Die Beklagte hat daher zu Recht die Abrechnungsunterlagen fÃ¼r das
streitbefangene Quartal III/18 fÃ¼r die BetriebsstÃ¤ttennummer XXX1 von der
Abrechnung ausgeschlossen.Â 
Â 
Die Beklagte hat einen Ã¶ffentlich-rechtlichen RÃ¼ckforderungsanspruch bzgl. der
geleisteten Stundenpauschalen in HÃ¶he von 2.338,16 â�¬, wobei die HÃ¶he selbst
zwischen den Beteiligten unstrittig ist. Â 
Â 
FÃ¼r einen Anspruch der KlÃ¤gerin auf die Stundenpauschalen fÃ¼r das Quartal
III/18 fehlt es an einem Honorarbescheid und damit an einem Honoraranspruch.
Insofern besteht ein Ã¶ffentlich-rechtlicher RÃ¼ckforderungsanspruch der
Beklagten. Diese hat die Stundenpauschalen fÃ¼r das Quartal III/18 ohne
Rechtsgrund geleistet. Die KlÃ¤gerin hat auch keinen Anspruch auf nachtrÃ¤gliche
Abrechnung der von ihr im Quartal III/18 erbrachten Leistungen im Ã�rztlichen
Bereitschaftsdienst der Beklagten. Â 
Der Anspruch eines Arztes, der am Notdienst der Beklagten teilnimmt, auf die
Stundenpauschalen setzt die Abrechnung des Arztes und den Erlass eines
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Honorarbescheids voraus. Die VergÃ¼tung erfolgt auf der Grundlage der
Honorarabrechnung des Arztes, wobei die Stundenpauschale eine Mindest- bzw.
GarantievergÃ¼tung darstellt (vgl. bereits SG Marburg, Urt. v. 06.11.2019 â�� S 12
KA 319/18 -, Berufung anhÃ¤ngig: LSG Hessen â�� L 4 KA 58/19 -).Â 
Â 
Rechtsgrundlage fÃ¼r den RÃ¼ckzahlungsanspruch der Beklagten wegen der
Zahlung von Honorar fÃ¼r die Teilnahme des KlÃ¤gers am Notdienst ist ein
Ã¶ffentlich-rechtlicher Erstattungsanspruch. Ein solcher Anspruch setzt â�� in
Anlehnung an Â§ 812 Abs. 1 und Â§ 818 Abs. 2 BGB â�� voraus, dass im Rahmen
eines Ã¶ffentlich-rechtlichen RechtsverhÃ¤ltnisses Leistungen ohne rechtlichen
Grund erbracht oder sonstige rechtsgrundlose VermÃ¶gensverschiebungen
vorgenommen wurden. Dieser Ã¶ffentlich-rechtliche Erstattungsanspruch ist als
eigenstÃ¤ndiges Rechtsinstitut gewohnheitsrechtlich anerkannt (vgl. BSG, Urt. v.
11.09.2019 â�� B 6 KA 13/18 R â�� SozR 4-7610 Â§ 812 Nr. 9, juris Rdnr. 18 f.).Â 
Â 
Die Zahlung der Garantiepauschale ist jedenfalls seit dem Zeitpunkt ohne
Rechtsgrund geleistet, zu dem die KlÃ¤gerin ihren Honoraranspruch nach Nr. 3.1
ARL verwirkt hatte.Â 
Denn die Zahlung der Garantiepauschale setzt eine Abrechnung voraus. Â 
Â 
An der Festsetzung eines Honoraranspruchs fehlt es bisher. Soweit im Kontoauszug
eine Festsetzung der Stundenpauschale zu sehen sein sollte, handelt es sich um die
Festsetzung einer Vorauszahlung, die nach Erlass eines Honorarbescheids oder
nach Unterlassen der Honorarabrechnung aufgehoben werden kann. Insofern bedarf
es fÃ¼r das BehaltendÃ¼rfen der Vorauszahlung bzw. der Stundenpauschale des
Erlasses eines Honorarbescheids. Â 
Â 
Ein Honoraranspruch und damit ein Anspruch auf die Stundenpauschalen setzt den
Erlass eines Honorarbescheids voraus, woran es bisher fehlt. Â 
Â 
Rechtsgrundlage fÃ¼r einen Anspruch auf Zahlung der Stundenpauschalen fÃ¼r
das Quartal III/18 ist die Notdienstordnung der Beklagten. Â 
Â 
Die KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen und die KassenÃ¤rztlichen
Bundesvereinigungen haben die vertragsÃ¤rztliche Versorgung in dem in Â§ 73 Abs.
2 bezeichneten Umfang sicherzustellen und den Krankenkassen und ihren
VerbÃ¤nden gegenÃ¼ber die GewÃ¤hr dafÃ¼r zu Ã¼bernehmen, dass die
vertragsÃ¤rztliche Versorgung den gesetzlichen und vertraglichen Erfordernissen
entspricht (Â§ 75 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch, V. Buch, Gesetzliche
Krankenversicherung â�� SGB V i. d. F. des VersorgungsstÃ¤rkungsgesetzes -GKV-
VSG â�� v. 16.07.2015, BGBl. I, S. 1211). Der Sicherstellungsauftrag umfasst auch
die vertragsÃ¤rztliche Versorgung zu den sprechstundenfreien Zeiten (Notdienst),
nicht jedoch die notÃ¤rztliche Versorgung im Rahmen des Rettungsdienstes, soweit
Landesrecht nichts anderes bestimmt (Â§ 75 Abs. 1b Satz 1 SGB V). Zur ErfÃ¼llung
ihrer Pflichten hat die Beklagte die ab 01.10.2013 geltende
Bereitschaftsdienstordnung, beschlossen von der Vertreterversammlung am
25.05.2013, verÃ¶ffentlicht im Mitgliedermagazin der Beklagten â��Auf den
Punktâ��, Nr. 3, Juni 2013, Teil info.service, S. 8 ff., geÃ¤ndert durch die
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BeschlÃ¼sse der Vertreterversammlung vom 14.12.2013, 17.05.2014, 11.10.2014,
13.12.2014 und 10.10.2015 (im Folgenden: BDO) erlassen. Diese Notdienstordnung
hat SatzungsqualitÃ¤t. Â 
Â 
Nach der BDO nehmen am organisierten allgemeinen Notdienst grundsÃ¤tzlich alle
Arztsitze im Umfang ihres Versorgungsauftrags teil (Â§ 3 Abs. 1 Satz 1 BDO). Privat
niedergelassene Ã�rzte nehmen analog der Regelungen zu Vertragsarztsitzen auf
der Grundlage einer entsprechenden Vereinbarung zwischen der
LandesÃ¤rztekammer Hessen und der KVH am Ã�BD teil. NÃ¤heres regeln die
Vertragspartner (Â§ 3 Abs. 3 BDO). Nicht an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
teilnehmende Ã�rzte kÃ¶nnen im Ã�BD mitwirken, sofern die KVH einen
entsprechenden Mitwirkungsbedarf sieht und diese bestimmte Anforderungen
erfÃ¼llen (Â§ 3 Abs. 4 BDO). Â 
Â 
FÃ¼r die nachgewiesene Ã�bernahme von Diensten im Rahmen des Ã�BD und im
gebietsÃ¤rztlichen Bereitschaftsdienst, sofern dieser in von der KVH betriebenen
Ã�BD-Zentralen durchgefÃ¼hrt wird, und zu den Zeiten nach Â§ 5 Abs. 2 BDO, was
bei den hier streitbefangenen Diensten der KlÃ¤gerin unbestritten der Fall war,
erhÃ¤lt jeder Ã�BD-Arzt Â 
a.Â Â  Â eine Pauschale i. H. v. â�¬ 43,- je Dienststunde (Stundenpauschale)
sowieÂ 
b.Â Â  Â den Anteil des ordnungsgemÃ¤Ã� abgerechneten, anerkannten und
beregelten Honorars, der pro â��Diensteinheitâ�� die Summe der
Stundenpauschalen gemÃ¤Ã� Buchstabe a. Ã¼bersteigt, vermindert um den
einheitlichen Betriebskostenabzug nach Â§ 8 Abs. 1 BDO; diese Berechnung erfolgt
fÃ¼r jeden Ã�BD-Bezirk bzw. jeden HBD (Hausbesuchsdienst) getrennt. Dabei
gelten die tagesbezogenen Dienstzeiten in Â§ 5 Abs. 2 BDO.Â 
c.Â Â  Â im Rahmen des Ã�BD eine Wegepauschale ausgezahlt soweit er keinen
Fahrdienst in Anspruch nimmt. Die VergÃ¼tung der Wegepauschalen im Ã�BD ist
nach der Entfernung gestaffelt und richtet sich nach dem Zeitpunkt der Erbringung
(Â§ 7 Abs. 1 BDO). Â 
Â 
Jeder Ã�BD-Arzt ist verpflichtet, seine erbrachten Leistungen vollstÃ¤ndig und
ordnungsgemÃ¤Ã� nach dem jeweils geltenden EBM und den sonstigen jeweils
geltenden Vorschriften gegenÃ¼ber der KVH abzurechnen (Â§ 7 Abs. 3 BDO).Â 
Â 
Die Finanzierung des Ã�BD erfolgt auf der Grundlage der im Ã�BD abgerechneten
Leistungen nach Â§ 7 Abs. 3, mit Ausnahme der Wegepauschalen im Ã�BD. Im
Ã�BD und im gebietsÃ¤rztlichen Bereitschaftsdienst, sofern dieser in Ã�BD-
Zentralen durchgefÃ¼hrt wird, erhebt die KVH einen allgemeinen einheitlichen
Abzug (Betriebskostenabzug) von 35 % des Anteils des ordnungsgemÃ¤Ã�
abgerechneten, anerkannten und beregelten Honorars, der in der Diensteinheit die
Summe der Stundenpauschalen gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 BDO Buchstabe a.
Ã¼bersteigt (Â§ 8 Abs. 1 BDO). Reichen die ErtrÃ¤ge nach Â§ 8 Abs. 1 BDO nicht zur
Deckung des Gesamtaufwandes aus, wird zusÃ¤tzlich eine einheitliche Umlage
(Mitgliederumlage) unter allen abrechnenden Ã�rzten und Psychotherapeuten auf
der Grundlage eines prozentualen Honorarumsatzes erhoben (Â§ 8 Abs. 1 BDO). Die
KVH finanziert aus den ErtrÃ¤gen der Umlagen nach den AbsÃ¤tzen 1 und 2 sowie
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des pauschalierten Aufwendungsersatzes nach Â§ 4 Abs. 5 BDO â�� bei
verschuldetem Nichtantritt des Dienstes und wenn ein Vertreter nicht bestellt wird,
wird ein Pauschalbetrag von 500,00 â�¬ fÃ¤llig â�� den gesamten Aufwand des
Ã�BD, einschlieÃ�lich der Zahlungen an Ã�BD-Ã�rzte gemÃ¤Ã� Â§ 7 BDO. In diesem
Zusammenhang stellt die KVH jeder Ã�BD-Gemeinschaft zur Wahrnehmung ihrer
Aufgaben Mittel zur VerfÃ¼gung (Regionalbudget), soweit der Betrieb der Ã�BD-
Zentrale dies erfordert, insbesondere zur eigenstÃ¤ndigen Beschaffung von
Dienstleistungen und Material unterhalb der Abschreibungsgrenze des
Schwellenwertes fÃ¼r den Direktkauf nach der Beschaffungsrichtlinie der KVH.
NÃ¤heres regeln die Â§Â§ 5 und 6. Der Vorstand kann ergÃ¤nzende Regelungen
treffen (Â§ 8 Abs. 3 BDO).Â 
Â 
Nach der BDO wird der Ã�rztliche Bereitschaftsdienst durch den 35%igen
Betriebskostenabzug von den abgerechneten Leistungen, der Mitgliederumlage
sowie dem pauschalierten Aufwendungsersatz finanziert. Bereits fÃ¼r den Einzug
des Betriebskostenabzugs bedarf es der Honorarabrechnung des Arztes. Die
VergÃ¼tung erfolgt auf der Grundlage der Honorarabrechnung des Arztes, wobei
die Stundenpauschale eine Mindest- bzw. GarantievergÃ¼tung darstellt. Erst wenn
der Honoraranspruch (nach Abzug der Betriebskosten) die Mindest- bzw.
GarantievergÃ¼tung Ã¼bersteigt, wird der Ã¼berschieÃ�ende Honoraranteil
ausgekehrt. Von daher wird der Arzt zur Honorarabrechnung ausdrÃ¼cklich nach Â§
7 Abs. 3 BDO verpflichtet. Dies folgt im Ã�brigen auch aus den allgemeinen
Regelungen, dass es sich beim Notdienst (Ã�rztlichen Bereitschaftsdienst) um einen
Teil der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung handelt. Die in NotfÃ¤llen von
NichtvertragsÃ¤rzten und KrankenhÃ¤usern erbrachten Notfallleistungen gelten,
was das Bundessozialgericht aus dem Zusammenhang der Vorschriften Ã¼ber die
Sicherstellung der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung auch auÃ�erhalb der
Sprechstundenzeiten (vgl. jetzt Â§ 75 Abs. 1b SGB V) und des erweiterten
Wahlrechts des Versicherten (vgl. Â§ 76 Abs. 1 Satz 2 SGB V) herleitet, als im
Rahmen der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung durchgefÃ¼hrt (vgl. BSG, Urt. v.
03.04.2019 â�� B 6 KA 67/17 R â�� SozR 4-2500 Â§ 75 Nr. 21, juris Rdnr. 16; BSG,
Beschl. v. 12.12.2018 â�� B 6 KA 38/18 B â�� juris Rdnr. 10; BSG, Urt. v. 08.02.2012
â�� B 6 KA 12/11 R â�� SozR 4-2500 Â§ 43b Nr. 1, juris Rdnr. 23; BSG, Urt. v.
10.12.2008 â�� B 6 KA 37/07 R â�� BSGE 102, 134 = SozR 4-2500 Â§ 295 Nr. 2,
juris Rdnr. 14; BSG, Urt. v. 24.09.2003 â�� B 6 KA 51/02 R â�� SozR 4-2500 Â§ 75
Nr. 2, juris Rdnr. 13; BSG, Urt. v. 19.08.1992 â�� 6 RKa 6/91 â�� BSGE 71, 117 = 
SozR 3-2500 Â§ 120 Nr. 2, juris Rdnr. 14 ff.; BSG, Urt. v. 13.09.2011 â�� B 1 KR 4/11
R â�� BSGE 109, 133 = SozR 4-1750 Â§ 68 Nr. 1, juris Rdnr. 22; zur Gleichstellung
mit VertragsÃ¤rzten s. auch BSG, Urt. v. 12.12.2012 â�� B 6 KA 3/12 R â�� SozR
4-2500 Â§ 75 Nr. 13, juris Rdnr. 12). Die Teilnahme an der Versorgung berechtigt
aber nur zur Teilnahme an der Honorarverteilung (Â§ 87b Abs. 1 Satz 1 SGB V). Ein
â��konkreterâ�� Honoraranspruch des Vertragsarztes entsteht regelmÃ¤Ã�ig erst
nach PrÃ¼fung sÃ¤mtlicher von den VertragsÃ¤rzten eingereichter Abrechnungen
und der darauf basierenden Errechnung der Verteilungspunktwerte. Die
Honorarforderung des einzelnen Arztes wird als Anteil an der begrenzten
GesamtvergÃ¼tung, die die Krankenkassen gemÃ¤Ã� Â§ 85 Abs. 1 SGB V mit
befreiender Wirkung an die KassenÃ¤rztliche Vereinigung zahlen, ermittelt. Erst mit
Erlass des Honorarbescheides konkretisiert sich letztlich der bis dahin nur
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allgemeine Anspruch des Vertragsarztes auf Teilhabe an der Honorarverteilung zu
einem der HÃ¶he nach individualisierten Honoraranspruch. Anders als bei der
privatÃ¤rztlichen VergÃ¼tung tritt die FÃ¤lligkeit in der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung erst im Zeitpunkt des Erlasses des Honorarbescheides ein (vgl. BSG,
Urt. v. 10.12.2014 â�� B 6 KA 45/13 R â�� BSGE 118, 30 = SozR 4-2500 Â§ 85 Nr.
81, juris Rdnr. 31 m.w.N.). Â 
Â 
Die Regelungen der BDO und des Vertragsarztrechts gelten auch fÃ¼r die KlÃ¤gerin
als nicht niedergelassene Ã�rztin. FÃ¼r die KlÃ¤gerin als NichtvertragsÃ¤rztin ist
die BDO der Beklagten verbindlich. Ein Nichtvertragsarzt muss vor Teilnahme am
Ã�rztlichen Bereitschaftsdienst die ErklÃ¤rung Ã¼ber die Teilnahme am Ã�rztlichen
Bereitschaftsdienst abgegeben. Mit Abgabe dieser ErklÃ¤rung wird die
Notdienstordnung der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung Hessen sowie die hierzu
ergÃ¤nzenden BeschlÃ¼sse des Vorstandes der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung
Hessen oder eines von ihm beauftragten Gremiums anerkannt. Mit der allgemeinen
Bezugnahme werden auch die jeweils geltenden Regelungen zur Finanzierung des
Ã¤rztlichen Notdienstes durch die am Notfalldienst teilnehmenden Ã�rzte und zu
deren VergÃ¼tung akzeptiert. Die ErklÃ¤rung bringt hinreichend zum Ausdruck,
dass der Arzt unter denselben Bedingungen wie ein Vertragsarzt am Ã¤rztlichen
Notdienst teilnehmen soll und will (vgl. BSG, Urt. v. 17.07.2013 â�� B 6 KA 34/12 R
â�� SozR 4-2500 Â§ 81 Nr. 6, juris Rdnr. 12). Ohne Geltung der BDO bestÃ¼nde im
Ã�brigen schon kein Anspruch nach der BDO. Â 
Â 
Die KlÃ¤gerin hat auch keinen Anspruch auf Erlass eines Honorarbescheids fÃ¼r
das Quartal III/18. HierfÃ¼r sind, wie bereits ausgefÃ¼hrt, die Fristen in den
Abrechnungsrichtlinien zwischenzeitlich abgelaufen. Â 
Â 
Nach allem war der angefochtene Bescheid rechtmÃ¤Ã�ig und hat die KlÃ¤gerin
keinen Anspruch auf die Stundenpauschale und war die Klage abzuweisen. Â 
Â 
Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG i. V. m. Â§ 154 Abs. 1 VwGO. Der
unterliegende Teil trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens. Â 
Â 
Die Streitwertfestsetzung erfolgte durch Beschluss des Vorsitzenden. Â 
Â 
In Verfahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit ist, soweit nichts anderes
bestimmt ist, der Streitwert nach den sich aus dem Antrag des KlÃ¤gers fÃ¼r ihn
ergebenden Bedeutung der Sache nach Ermessen zu bestimmen. Bietet der Sach-
und Streitwert fÃ¼r die Bestimmung des Streitwerts keine genÃ¼genden
Anhaltspunkte, so ist ein Streitwert von 5.000,00 Euro anzunehmen (Â§ 52 Abs. 1
und 2 GKG). Â 
Â 
Der wirtschaftliche Wert folgt aus dem strittigen RÃ¼ckforderungsbetrag. Dies
ergab den festgesetzten Wert. Â 
Â 
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